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Geschichtlicher Abriss

Agrarpolitik in Deutschland bis 1957

In der vorindustriellen Zeit basierte die Er-
zeugung von Nahrungsmitteln hauptsäch-
lich auf den Produktionsfaktoren Arbeit und
Boden. Mit der Industrialisierung kam ver-
mehrt der Produktionsfaktor Kapital hinzu
und ermöglichte eine wesentliche Steige-
rung der Produktivität. Die Zunahme der
landwirtschaftlichen Produktion übertraf den
Anstieg der inländischen Nachfrage. Dies
hatte unter den gegebenen Rahmenbedin-
gungen weitreichende Konsequenzen.

Nach Abel (1964 S. 105) ergaben sich für
die Zeit seit Beginn der Industrialisierung

drei Phasen der Agrarpolitik mit Unter-
schieden in der Relation von Angebot und
kaufbereiter Nachfrage (vgl. Übersicht 1). 

Einen Schlusspunkt in der nationalen
Agrarpolitik Deutschlands stellt das
Landwirtschaftsgesetz von 1955 (BMJ
1955, § 1) dar. Dabei werden u.a. folgende
Ziele vorgegeben:

• Teilnahme der Landwirtschaft an der
fortschreitenden Entwicklung der deut-
schen Volkswirtschaft,

• bestmögliche Versorgung der Bevöl-
kerung mit Ernährungsgütern und

• Ausgleich der naturbedingten und wirt-
schaftlichen Nachteile der Landwirt-
schaft gegenüber anderen Wirtschafts-
bereichen insbes. durch Handels-,
Steuer-, Kredit- und Preispolitik.

Die nationale Agrarpolitik verfehlte trotz
massiver staatlicher Eingriffe die ange-
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strebte Einkommensparität von Landwirten und Beschäf-
tigten in der gewerblichen Wirtschaft. Als eine Ursache wird
der zu langsame Strukturwandel genannt.

Agrarpolitik der Europäischen 
Gemeinschaft bis 1992

Die Ziele der Gemeinsamen Agrarpolitik (Amt für Veröffent-
lichungen 1997, Art. 33 [ex-Art. 39]) wurden folgenderma-
ßen definiert:

• Produktivitätssteigerung der Landwirtschaft,
• Erhöhung des Pro-Kopf-Einkommens, um eine ange-

messene Lebenshaltung zu gewährleisten,
• Stabilisierung der Märkte,
• Versorgungssicherung und 
• angemessene Lebensmittelpreise für die Verbraucher.

Darin ist im Wesentlichen eine Fortführung der nationalen
Agrarpolitik zu erkennen. Nach Henrichsmeyer und Witzke
(1994 S. 561568) werden seit den sechziger Jahren fünf
Phasen der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) unterschieden
(vgl. Übersicht 2). 

Bezüglich staatlicher Markteingriffe waren ursprünglich fol-
gende drei Bereiche zu unterscheiden:

• Märkte mit staatlicher Einflussnahme auf Preis und Men-
ge (z.B. bei Zucker, ab 1984 auch bei Milch),

• Märkte mit staatlicher Einflussnahme auf den Preis ohne
Mengenbegrenzung (z.B. bei Rindfleisch und Getreide
bis 1992 sowie bei Milch bis 1984) und 

• Märkte weitgehend ohne direkte staatliche Einflussnah-
me (z.B. bei Schweinen und Geflügel), aber mit gemein-
samem Außenschutz.

Aus dem Zusammenwirken von technischem Fortschritt,
Entwicklung der Nachfrage und unterschiedlicher staatlicher
Einflussnahme resultierte eine Produktpreisentwicklung, die
wiederum maßgeblich ist für den erforderlichen Umfang an
betrieblichem Wachstum (vgl. Abb. 1). 

So waren, je nach Bereich, die in Tabelle 1 dargestellten
Betriebsgrößen erforderlich, um ein den jeweiligen Lebens-
haltungskosten einer Familie entsprechendes Einkommen
zu erwirtschaften.

Neben den ökonomischen Kenngrößen ist auch noch auf
ökologische Aspekte zu verweisen. Der in Tabelle 1 angege-
bene Flächenbedarf ermöglicht eine Versorgung der Tiere mit
eigenerzeugten Futtermitteln. Für viele Betriebe bestand ei-
ne kostengünstigere Möglichkeit darin, die erforderlichen Fut-
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termittel zuzukaufen, anstatt die Fläche zu kaufen bzw. zu
pachten. Diese Vorgehensweise ist naturgemäß einfacher
möglich bei der Produktion von Schweinefleisch (so genannte
flächenunabhängige Tierhaltung) im Gegensatz zu der mehr
flächengebundenen Milcherzeugung. Daraus resultiert eine
unterschiedlich hohe Umweltbelastung, die erst im Laufe die-

ser Entwicklung als solche erkannt wurde.
Zwischenzeitlich wird im Rahmen von Um-
weltgesetzen versucht, diese Gefährdung der
natürlichen Ressourcen zu vermindern. 

Erst 1992 erfolgte mit der EU-Agrarreform
eine grundsätzliche Änderung in der Markt-
und Preispolitik: In wichtigen Marktbereichen
(z.B. Getreide, Ölsaaten, Rindfleisch) wurden
Preisstützungsmechanismen abgebaut und
Direktzahlungen an die Landwirte eingeführt.
Diese Ausgleichszahlungen waren an die Flä-
che (bei Getreide und Ölsaaten) bzw. an den
Tierbestand (bei Mastrindern) gebunden. 

Agenda 2000

Vor dem Hintergrund der WTO-Verhandlun-
gen waren weitere Reformschritte der Ge-
meinsamen Markt- und Preispolitik erforder-
lich. Dabei sollte die Wettbewerbsfähigkeit der
europäischen Landwirtschaft auf den Welt-
märkten verbessert, der Umwelt- und Natur-
schutz gestärkt, eine gerechtere und sozia-
lere Verteilung der Beihilfen sichergestellt und
das Subsidiaritätsprinzip gefestigt werden. Die
EU-Agrarpolitik führte aufgrund der einge-
gangenen Verpflichtungen zu steigenden Aus-
gaben. Mit der Agrarreform von 1992 war ein
weiterer Anstieg der Ausgaben verbunden, da
jetzt z.B. Direktzahlungen für die gesamte Ge-
treidefläche gewährt werden, während vorher
in erster Linie Kosten für die Überschussbe-
seitigung zu finanzieren waren (vgl. Abb. 2).
Neben der Höhe der Agrarausgaben sind aber
auch die Transfereffizienz und der Verwen-

dungszweck zu berücksichtigen. 

In den ersten Vorschlägen der EU-Kommission zur Reform der
Agrarpolitik (so genannte Agenda 2000) wurden unter ande-
rem Förderobergrenzen für Ausgleichszahlungen diskutiert.
Danach sollten die Direktzahlungen Beihilfen oberhalb eines
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Abb. 1

Tab. 1
Notwendige Betriebsgröße zur Erwirtschaftung eines an den jeweiligen Lebenshaltungskosten orientierten Einkommens

Abb. 2
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Betrages von 100 000 q jährlich gekürzt werden (Komm 1998;
AgE 20/98). Die Kommission schlug folgende Degressions-
sätze vor: Die 100 000 q übersteigenden Ausgleichszahlun-
gen sollten um 20%, die 200 000 q übersteigenden Aus-
gleichszahlungen um 25% gekürzt werden. Dabei ergibt sich
ein Einsparungspotential von etwa 800 Mill. q (AgE 46/98; AgE
49/98). Eine solche Degression hätte insbesondere große flä-
chenstarke Betriebe betroffen, da ein Großteil der Direktzah-
lungen an die Fläche gebunden sind. Abbildung 3 zeigt die Hö-
he der Direktzahlungen für Modellbetriebe unterschiedlicher
Betriebstypen und Größenklassen in Deutschland. 

Aus Abbildung 3 geht hervor, dass insbesondere die gro-
ßen, aus den LPGs (Landwirtschaftliche Produktionsgenos-
senschaften in der DDR) hervorgegangenen Betriebe Ost-
deutschlands hohe Direktzahlungen erhalten. Eine Degres-
sion der Direktzahlungen hätte deshalb insbesondere Be-
triebe in den neuen Bundesländern benachteiligt und höhe-
re Nettozahlungen an die EU zur Folge. Letztendlich wurden
deshalb diese Vorschläge auf Druck Deutsch-
lands nicht verwirklicht. 

Die wichtigsten Ergebnisse der im März 1999
verabschiedeten Agenda 2000 sind: 

• Fortführung des 1992 eingeschlagenen
Weges, 

• schrittweise Annährung der flächenbe-
zogenen Prämien (Getreide, Mais, Raps,
Ackerbohnen) in Richtung einheitliches
Niveau,

• Beibehaltung der Milchmengenregelung
vorerst bis 2008 aber Ausweitung der
Menge (+ 1,5%), Senkung des Interven-
tionspreises (– 15%) und ab 2004 Beginn
einer Direktzahlung (0,025 q/kg Garan-
tiemenge),

• Erlass der so genannten Horizontalen Ver-
ordnung.

Mit der Agenda 2000 sollte die Agrarstruk-
tur- und Agrarumweltpolitik als so genannte
zweite Säule der GAP (gemeinsame Agrar-
politik) wesentlich gestärkt werden. Neben
der gemeinsamen Markt- und Preispolitik soll
damit die Politik zur Entwicklung des länd-
lichen Raums künftig das zentrale Instrument
der Europäischen Agrarpolitik darstellen.
Allerdings bleiben die Ausgaben für Maß-
nahmen der Agrarstruktur- und Agrarum-
weltpolitik derzeit weit hinter den Marktord-
nungsausgaben zurück (vgl. Abb. 4).

Als im November 2000 in Deutschland der
erste Nachweis einer BSE-Erkrankung ei-
nes Rindes erfolgte und damit die wohl
größte Agrarkrise in der Nachkriegszeit
auslöste, wurde die bisherige Agrarpolitik
grundsätzlich in Frage gestellt. In den Be-

stimmungen zur Agenda 2000 wurde zudem eine so ge-
nannte »midterm review« vereinbart, bei der die Ent-
wicklungen seit der Verabschiedung der Agenda 2000
bewertet und eventuell notwendige Korrekturen einge-
leitet werden sollen. Gerade vor dem Hintergrund der
BSE-Krise gewinnt diese Zwischenbewertung an Brisanz.
Das bisherige Ziel, die Wettbewerbsfähigkeit der euro-
päischen Landwirtschaft auf den Weltmärkten zu ver-
bessern, verliert vorerst an Bedeutung. Es wurden Ver-
säumnisse und Unzulänglichkeiten in vielen Bereichen
aufgedeckt. Mit dem Begriff »Agrarwende« wird ein neu-
es Leitbild einer bäuerlichen, in regionalen Kreisläufen
wirtschaftende, die Kulturlandschaft erhaltenden Land-
wirtschaft ins Spiel gebracht.

Kritik wird beispielsweise an den bestehenden Marktord-
nungen geübt: Die mit dem Verzehrrückgang, vor allem bei
Rindfleisch, einhergehenden Überschüsse führten einmal
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mehr zur Diskussion über die Exporterstattungen. Gera-
de bei Rindfleisch besteht eine große Differenz zwischen
Inlands- und Weltmarktpreis. Da der Staat Interventions-
verpflichtungen eingegangen war, resultierten aus dem
Rindfleischüberschuss massive Exportsubventionen. Die
Exportsubventionen wurden schließlich auch Gegenstand
der WTO-Konferenz in Doha. Dabei wurde beschlossen,
in den nächsten Jahren erstmals über ein »phasing out«
der Exportsubventionen zu verhandeln. Die in der Hori-
zontalen Verordnung der Agenda 2000 gegebenen Mög-
lichkeiten der »Modulation« und der »cross compliance«
eröffnen den Mitgliedstaaten Kurskorrekturen auf natio-
naler Ebene.

Horizontale Verordnung

Grundlage der so genannten Modulation ist die Horizonta-
le Verordnung (vgl. Übersicht 3). Artikel 3 (Erfordernisse des
Umweltschutzes) der Verordnung gibt den Mitgliedstaaten
die Möglichkeit, die Direktzahlungen bei Nichteinhaltung von
Umweltauflagen zu kürzen oder zu streichen.

Artikel 4 (Differenzierung) der Verordnung ermöglicht den
Mitgliedstaaten eine Kürzung der Direktzahlungen in Ab-
hängigkeit von der Anzahl der im Betrieb beschäftigten Ar-
beitskräfte, dem Gesamtwohlstand des Betriebes (ausge-

drückt in Form des Standarddeckungsbeitrags) und dem
Gesamtbetrag der Zahlungen im Rahmen der Stützungsre-
gelungen (vgl. Übersicht 3).

Den Mitgliedstaaten ist die Festlegung der Grenzen ober-
halb derer eine Kürzung erfolgt, freigestellt. Die Kürzung darf
20% der Beihilfe, die dem Betriebsinhaber ohne Anwendung
der Modulation der Kürzung gewährt werden würde, nicht
überschreiten.

Nach Artikel 5 (Gemeinsame Bestimmung) stehen dem be-
treffenden Mitgliedstaat die durch Anwendung von Artikel
4 und Artikel 5 eingesparten Mittel als zusätzliche Ge-
meinschaftshilfe für bestimmte Maßnahmen zur Förderung
der ländlichen Entwicklung gemäß Verordnung (EG)
Nr. 1257/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die Ent-
wicklung des ländlichen Raums durch den Europäischen
Ausrichtungs- und Garantiefonds (EAGFL) zur Verfügung.
(Rat 1999a). Diese Mittel stellen, wie die EAGFL-Mittel für
flankierende Maßnahmen, »Kofinanzierungsmittel« der EU
dar. Die Mitgliedstaaten bzw. die Regionen müssen also
aus den nationalen Haushalten zusätzliche Mittel für Maß-
nahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums bereit-
stellen.1
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Übersicht 3
Verordnung (EG) 1259/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 zur Festlegung von Gemeinschaftsregeln für EU-Direktzahlungen 
im Rahmen der GAP (Horizontale Verordnung)

1 In so genannten »Ziel 1 Gebieten« übernimmt die EU 75% der Gesamt-
ausgaben, in den übrigen Gebieten 50%.
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Modulation in ausgewählten 
Mitgliedstaaten

Modulation in Frankreich

Frankreich war der erste Mitgliedstaat, der
die Option der Agenda 2000 zur Modula-
tion der EU-Direktzahlungen nutzte. Das Ein-
sparungsziel beträgt 1 Mrd. FF jährlich, das
entspricht ca. 2% der gesamten EU-Direkt-
zahlungen in Frankreich (vgl. MAP 2000b).
In Frankreich erfolgt die Modulation unter Be-
rücksichtigung aller drei möglichen Kriterien
der Horizontalen Verordnung. Es wurde ein
sehr kompliziertes und mit hohem Verwal-
tungsaufwand verbundenes System zur Be-
rechnung des Kürzungssatzes implementiert
(vgl. J.O. 2000).

Abbildung 5 zeigt im Einzelnen die Auswirkungen der Mo-
dulation für fünf fiktive Beispielsbetriebe. Demnach hat die
Modulation keine Auswirkungen für kleine Betriebe. Mit zu-
nehmender Betriebsgröße steigt die Kürzung. Der Kür-
zungssatz ist umso höher, je niedriger der tatsächliche Ar-
beitskräftebesatz ist. Die Reduzierung des Anspruchs auf
EU-Direktzahlungen ist bei Lohnarbeitsbetrieben niedriger
als bei sonst identischen Familienbetrieben. 

Von der Modulation sind nach Aussage des französischen
Landwirtschaftsministeriums mit 57 000 Betrieben knapp 10%
aller französischen Betriebe betroffen. Diese Betriebe erhalten
aber 41% aller EU-Direktzahlungen in Frankreich. Für drei Vier-
tel der Betriebe führt die Modulation zu Kürzungen der EU-
Direktzahlungen um weniger als 5%. Das französische Land-
wirtschaftsministerium geht von einer durchschnittlichen Kür-
zung von 17 000 FF für die von der Modulation betroffenen
Betriebe aus. Von der Modulation betroffen sind in erster Li-
nie große Getreidebaubetriebe mit vergleichsweise geringem
Arbeitskräftebesatz. Bezüglich der regionalen Verteilung ist
festzustellen, dass insbesondere die Regionen im Pariser Be-
cken, in Nordfrankreich und die Region »Bourgogne« von der
Modulation betroffen sind (Ferrét 2000). 

In Frankreich werden die Mittel aus der Modulation zur Fi-
nanzierung von Teilen des CTE, eines neuen Instruments der

französischen Agrarpolitik, das eine integrierte Politik zur För-
derung des ländlichen Raums darstellt, verwendet.

Modulation im Vereinigten Königreich

Im Vereinigten Königreich (VK) wird die Modulation ab dem
Wirtschaftsjahr 2001/2002 angewandt (vgl. Tab. 2). Sie unter-
scheidet sich grundsätzlich vom französischen Modell. Die
Kürzung erfolgt unabhängig von den in der EU-Verordnung
1259/1999 genannten Kriterien. Die EU-Direktzahlungen
werden linear um einen bestimmten, im Zeitablauf anstei-
genden Prozentsatz unabhängig von der Betriebsgröße ge-
kürzt (MAFF 2000, S. 91). Im Vereinigten Königreich sinken
die Ausgaben für EU-Direktzahlungen an die Landwirtschaft
im Zeitraum von 2001 bis 2007 um etwa 600 Mill. q.

Anders als in Frankreich müssen daher auch kleine und ar-
beitsintensive Betriebe Kürzungen bei den EU-Direktzahlun-
gen hinnehmen. Die prozentualen Einkommensverluste sind
ausschließlich vom Anteil der EU-Direktzahlungen am Ge-
samteinkommen des Betriebes abhängig. Die durch die Mo-
dulation eingesparten Mittel werden entsprechend der EU-
Verordnung (EG) 1259/1999 für Maßnahmen zur Entwicklung
des ländlichen Raums verwendet. Zusammen mit Haus-
haltsmitteln des Vereinigten Königreichs stehen für den Zeit-
raum von 2000/01 bis 2006/07 zusätzlich 1,1 Mrd. q für
Maßnahmen zur ländlichen Entwicklung im Vereinigten Kö-
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nigreich zur Verfügung. Die durch die Modulation zur Verfü-
gung stehenden Mittel werden zu etwa 90% für Agrar-Um-
weltmaßnahmen eingesetzt. Daneben wird die Aufforstung
gefördert. Der Abbildung 6 ist die Herkunft der Mittel für Agrar-
struktur- und Agrarumweltmaßnahmen im Vereinigten Kö-
nigreich im Zeitraum von 2000 bis 2006 zu entnehmen. Der
Anteil der durch Anwendung der Modulation bereitstehenden
Mittel (= eingesparte Mittel bei den EU-Direktzahlungen und
Kofinanzierungsanteil des Vereinigten Königreichs) nimmt im
betrachteten Zeitabschnitt kontinuierlich zu. 2006 stammen
über 40% der Ausgaben für die Agrarstruktur- und Agrar-
umweltpolitik in England aus der Modulation.

Geplante Anwendung der Modulation in Deutschland

Bisher wurde eine Modulation in Deutschland, nicht zuletzt
aufgrund der strukturellen Unterschiede zwischen Ost- und
Westdeutschland, strikt abgelehnt. 

Seit Anfang 2001 (Höhepunkt der BSE-Krise) zeichnet sich
eine Änderung der bisherigen Haltung ab (vgl. z.B. AgE 3/01).
Die Bundesregierung hat im Juli 2001 einen Gesetzentwurf
zu Modulation vorgelegt, nach dem die über 10 000 q (ca.
20 000 DM) hinausgehenden Direktzahlungen um 2% ge-
kürzt werden sollen. Insbesondere die mit der Modulation
verbundene Kofinanzierungspflicht ist derzeit Gegenstand

der Diskussion. Der Gesetzentwurf sieht vor,
dass im Rahmen der GAK (Gemeinschafts-
aufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz)
60% der zusätzlich benötigten Mittel vom
Bund zur Verfügung gestellt werden. Die Län-
der müssten demnach die restlichen 40%
aufbringen. Der Bundesrat verlangt einen Ver-
teilungsschlüssel von 80:20 (AgE, 40/01). 

Insgesamt ergäbe sich ein Einsparungsvo-
lumen von etwa 55 Mill. q (vgl. Tab. 3).
Wegen der unterschiedlichen Struktur der
Landwirtschaft würden diese Mittel zum
überwiegenden Teil aus den neuen Bundes-
ländern stammen. Insgesamt wären nach
Hochrechnungen des Bundesverbraucher-
ministeriums etwa 20% aller deutschen Be-
triebe von der Modulation betroffen. In den

neuen Bundesländern würden die Direktzahlungen je Be-
trieb um durchschnittlich 2 900 q zurückgehen. Betriebe
der alten Bundesländer müssten auf etwa 250 q staatliche
Transferzahlungen pro Jahr verzichten (BMVEL 2001).

Zusammen mit den Kofinanzierungsmitteln stünden etwa
166 Mill. q zusätzliche Mittel für die Agrarumwelt- und Agrar-
strukturpolitik in Deutschland zur Verfügung (BMVEL 2001).
Über die Verwendung der Mittel haben sich Bund und Län-
der inzwischen verständigt. Sie sollen in den Bereichen um-
welt- und tiergerechte Haltungsverfahren, extensive und um-
weltfreundliche Produktionsverfahren im Ackerbau und in
der Grünlandbewirtschaftung und Reduzierung des Vieh-
besatzes in Regionen mit hoher Viehdichte eingesetzt wer-
den (AgrarTop 2001). 

Vergleich der verschiedenen Modelle

In Übersicht 4 werden wichtige Sachverhalte der deutschen,
der französischen und der britischen Ausgestaltungsform der
Modulation verglichen. Die absolute Summe der Einsparun-
gen ist in Frankreich im Jahr 2001 deutlich höher als im Ver-
einigten Königreich und in Deutschland. Im Jahr 2006, dem
Jahr der höchsten Kürzung in England, werden im Vereinig-
ten Königreich mehr Mittel eingespart als in Frankreich. Die
deutschen Einsparungen bleiben 2006 weit hinter denen der

beiden anderen Länder zurück. Bezogen auf
die landwirtschaftlich genutzte Fläche sind die
Einsparungen im Vereinigten Königreich am
Ende der Referenzperiode fast doppelt so
hoch als in Frankreich und etwa dreimal so
hoch als in Deutschland. Durch die progres-
siv steigende Kürzung der EU-Direktzahlun-
gen sind in Frankreich, anders als in England,
in erster Linie die großen arbeitsextensiven Be-
triebe von der Modulation betroffen. Die deut-
sche Variante stellt eine Zwischenform dar.
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Abb. 6

Tab. 3
Auswirkungen der Modulation in Deutschland1)

Kürzung in Mill. E Betroffene Betriebe Kürzung (in E)

Neue Länder 33,6 11 600 2 900

Alte Länder 38,0 85 600 243

Deutschland gesamt 55,6 97 200 551

1) Ausführliche Darstellung vgl. Anhangstabelle 1.
Quelle: eigene Berechnungen nach BMVRL (2001).
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Einzelbetriebliche Konsequenzen der Modulation

Abbildung 7 zeigt für ausgewählte Modellbetriebe der Be-
triebstypen »Getreidebau« und »Milchvieh« unterschiedlicher
Größe die Auswirkungen der französischen, britischen und
deutschen Ausgestaltungsform der Modulation im Jahr 2003.

Grundsätzlich führen alle betrachteten Modelle zu ähnlichen
Ergebnissen: Große Betriebe müssen höhere Kürzungen als
kleine Betriebe und Getreidebaubetriebe höhere als Milch-
viehbetriebe hinnehmen. Allerdings erhalten die großen und
mittleren Betriebe auch nach Anwendung der Modulation
bezogen auf die AK weiterhin deutlich höhere EU-Direkt-
zahlungen. Die Direktzahlungen an Milchviehbetriebe blei-
ben auch mit der Modulation deutlich hinter denen der Ge-
treidebaubetriebe vergleichbarer Größe zurück, da erst ab
2005/06 Direktzahlungen in Form von Milchkuhprämien ein-
geführt werden. Damit ergeben sich auch für Milchviehbe-
triebe steigende Kürzungsbeträge, die insbesondere bei An-
wendung des englischen bzw. deutschen Modells anstei-

gen. Unter den Bedingungen des französischen Modells sind
auch nach 2006/07 für die arbeitsintensiven Milchviehbe-
triebe nur geringfügig höhere Kürzungssätze zu erwarten. 

Im Vergleich zum britischen und deutschen Modell belastet
die französische Ausgestaltungsform die großen, arbeits-
extensiven Betriebe wesentlich stärker. Umgekehrt sind beim
britischen Modell auch kleine Milchviehbetriebe betroffen.
Die französische Ausgestaltungsform der Modulation mit
Betriebsfreibetrag, Berücksichtigung des Standardde-
ckungsbeitrags und des Arbeitskraftbesatzes zielt deutlich
auf eine soziale Ausgestaltung der Direktzahlungen ab, wäh-
rend das britische Modell zusätzliche Wettbewerbsverzer-
rungen vermeiden will.

Der Contrat territorial d’exploitation

Während die französische Agrarpolitik bisher vom Leitbild
einer leistungs- und wettbewerbsfähigen Landwirtschaft ge-
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prägt war, so wurde mit der Verabschiedung des »loi
d’orientation agricole« 1999 zunehmend Wert auf eine mul-
tifunktionale, flächendeckende und nachhaltige Landbe-
wirtschaftung gelegt. Insbesondere soll die Existenz kleiner
und mittlerer Familienbetriebe gesichert werden. Wesent-
licher Bestandteil der neuen Politik sind die »contrats terri-

toriaux d’exploitation« (CTE, regionaler Be-
wirtschaftungsvertrag), die zur Entlohnung
der nicht marktfähigen Leistungen der Land-
wirtschaft beitragen sollen (MAP 2000a). Die
Finanzierung dieses Politikinstruments, das
ökologische und ökonomische Belange in-
tegriert, erfolgt durch nationale Haushalts-
mittel und durch Modulationsmittel. Die
Hauptansatzpunkte des CTE liegen in den
Bereichen »Umwelt- und Landschaftsschutz«
und »wirtschaftliche Entwicklung und Be-
schäftigung« (vgl. Übersicht 5). 

Auf Grundlage individueller, betriebspezifi-
scher Verträge sollen Landwirte bei der Um-
setzung von Produktionssystemen mit mul-
tifunktionalen Zielsetzungen unterstützt wer-
den (MAP 2000a). Dabei werden nach dem

Subsidiaritätsprinzip wichtige Entscheidungskompetenzen
an die Departements übertragen. Durch Beteiligung gesell-
schaftlicher Gruppierungen soll die Akzeptanz agrarpoliti-
scher Entscheidungen erhöht werden. In der »commission
départementale d’orientation agricole« (CDOA, Kommission
des Departements zur Ausrichtung der Landwirtschaft) wird
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Abb. 7

Übersicht 5
Hauptansatzpunkte und Ziele des CTE
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diese »Runder-Tisch-Vorgehensweise« institutionalisiert. In
Abbildung 8 ist der Ablauf des CTE-Prozesses bis zum Ab-
schluss des »contrat individuel« (individueller Betriebsver-
trag) dargestellt. 

Nach einer Analyse der Ist-Situation im Departement wer-
den die Leitziele für die weitere Entwicklung des ländlichen
Raums in ökonomischer und ökologischer Hinsicht definiert.
Ein solches Leitziel kann beispielsweise die Vermeidung von
Erosionsschäden in Berggebieten sein. In einem »démarche
collectif« (gemeinsames Vorgehen) werden auf Grundlage
nationaler Richtlinien von den Akteuren im ländlichen Raum
(z.B. Landwirte, Umweltverbände, Landwirtschaftskammer,
Gemeindeverband) Vorschläge für so genannte Standard-
verträge ausgearbeitet. Sie bestehen aus Maßnahmen in
den Bereichen Wirtschaft und Umwelt. Die Maßnahmen des
Wirtschaftsbereichs sollen zur Beschäftigungssicherung in
der Landwirtschaft beitragen. Sie werden durch Investi-
tionszuschüsse gefördert. Maßnahmen des Umweltbereichs

zielen auf den Umwelt- und Landschafts-
schutz ab; sie werden durch Investitionszu-
schüsse und jährliche Direktzahlungen ho-
noriert. Über den begutachteten und ge-
nehmigten Standardvertrag werden solche
Landwirte, die z.B. aufgrund ihrer Lage und
Betriebsstruktur für diesen Vertragstyp in Fra-
ge kommen, informiert. Basierend auf einer
umfassenden Betriebsanalyse wird ein »pro-
jet pour l’exploitation« (Betriebsprojekt) ent-
wickelt. Es stellt einen auf die Leitziele ab-
gestimmten Plan zur wirtschaftlichen, öko-
logischen und sozialen Entwicklung des Be-
triebes dar. Auf Grundlage dieses Plans und
des Standardvertrages wird ein „contrat in-
dividuel“ (individueller Betriebsvertrag) ent-
wickelt. Nach Genehmigung und Unter-

zeichnung des Vertrages setzt der Landwirt das Betriebs-
projekt um und erhält vertraglich zugesicherten Beihilfen.
Übersicht 6 zeigt ausgewählte Beispiele von »contrats indi-
viduels«.

Schlussfolgerungen

Die derzeitigen Ausgestaltungsformen der Modulation füh-
ren zu moderaten Kürzungen der EU-Direktzahlungen an die
Landwirtschaft. Lediglich das französische Modell hat er-
hebliche Belastungen für große arbeitsextensive Betriebe
zur Folge. Bei den Ausgestaltungsformen, die keine Kürzung
für kleine Betriebe vorsehen, ist durch die Modulation kein
zusätzlicher Strukturwandel zu erwarten (wie z.B. in Frank-
reich). Mit den derzeitigen Ausgestaltungsformen der Mo-
dulation werden nur vergleichsweise wenig zusätzliche Mittel
für die Agrarumwelt und Agrarstrukturpolitik frei. Es stellt sich
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Abb. 8

Übersicht 6
Ausgewählte Beispiele von „contrats individuels“
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die Frage, ob der, insbesondere beim französischen Modell,
hohe Verwaltungsaufwand gerechtfertigt ist. Die Modulation
führt speziell in Frankreich zu einer Stärkung kleiner und mitt-
lerer Betriebe, zu einer Verbesserung des Landschafts- und
Umweltschutzes und zu einer sozialeren Verteilung der Agrar-
stützung. Die Modulation stellt einen weiteren Schritt in Rich-
tung Entkopplung der Preispolitik von der Einkommenspo-
litik dar. Damit kann sich die Verhandlungssituation der Eu-
ropäischen Union bei künftigen WTO-Verhandlungen ver-
bessern. Aufgrund der angespannten Lage des EU-Haus-
halts ist die Modulation eine sinnvolle Ergänzung zur Mittel-
beschaffung für Maßnahmen der Agrarumwelt- und Agrar-
strukturpolitik. Die Einführung der Modulation kann einen
ersten wichtigen Beitrag zur Neuorientierung der Agrarpo-
litik leisten. Die von der Gesellschaft kritisch hinterfragten
hohen EU-Direktzahlungen ohne direkte Gegenleistung wer-
den durch die Modulation gesenkt. Das führt insgesamt zu
einer besseren gesellschaftlichen Akzeptanz der europäi-
schen Agrarpolitik.

Die CTEs weisen im Vergleich zur bisherigen Agrarpolitik drei
wesentliche Neuerungen auf. Die Agrarpolitik wird »regio-
nalisiert«, die Gestaltung der Landwirtschaftsförderung er-
folgt unter Einbeziehung gesellschaftlicher Gruppierungen,
und die Förderung der Landwirtschaft erfolgt für bestimm-
te Projekte auf vertraglicher Basis. Zudem werden Agrar-
struktur- und Agrarumweltmaßnahmen eng miteinander ver-
knüpft. Der neue Ansatz der französischen Agrarpolitik stellt
einen Schritt zur Weiterentwicklung der Gemeinsamen Agrar-
politik dar. Die Hauptprobleme des CTE sind in der man-
gelnden finanziellen Ausstattung und im hohen Verwal-
tungsaufwand zu sehen. Trotzdem können sowohl die Mo-
dulation als auch die regionalen Bewirtschaftungsverträge
richtungsweisend für die Weiterentwicklung der Gemeinsa-
men Agrarpolitik sein.
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Anhangstab. 1
Auswirkungen der Modulation nach Bundesländern

Anhangstab. 2
Auswirkungen der Modulation in Abhängigkeit von Betriebstyp und Betriebsgröße (2003)


